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In diesem Beitrag wird eine Antwort auf 
dieses Phänomen über die omnipräsente 
Argumentationsfi gur Reform versucht. Ein 
Blick in offi  zielle europäische Dokumente 
(z.B. Lissabon-Erklärung) und national-
staatliche Erklärungen (z.B. Regierungser-
klärungen in Österreich) stellen die Not-
wendigkeit, der Unausweichlichkeit ganz 
bestimmter Reformen in den Mittelpunkt 
ihrer Begründungszusammenhänge. Spä-
testens seit den 1990er Jahren ist Reform-
politik zum Inbegriff  für wirtschaftlich  
bedingtes, dezisionistisches Entscheiden 
–oft jenseits politischer Überlegungen– 
geworden.1 Mehr noch, die Reform wurde 
zum Sachzwang erklärt. Anders gesagt, 
Sachzwang und Reform sind auf der Ebene 
der politischen Akteure strategisches In-
strumentarium der Rationalisierung, Kom-
munikation und Erklärung auf der Ebene 
der Betroff enen jedoch als politische Sinn-
strukturen zu betrachten. 

Zum Sachzwang gewordene Reformen 
tauchen insbesondere in Politikfeldern auf,  
in denen Entscheidungen über öff entliche 
Leistungen, Dienste und sozialstaatliche 
Solidarität einerseits sowie Liberalisie-
rung, Deregulierung und Privatisierung 
andererseits verhandelt und getroff en 
werden. 

Was ist das Problem dabei? Zwei Aspekte 
sollen in diesem Beitrag diskutiert werden. 

Erstens, dass als Sachzwang dargestellte 
Reformen die Aufmerksamkeit und Wahr-
nehmung in bestimmte Richtungen lenken 
und dadurch nicht selten den Blick auf Al-
ternativen verstellen. Unter diesem Blick-
winkel sind Referenzen auf Sachzwängen 
basierenden Reformen Instrumente der 
sog. Defi nitionsmacht, die sowohl Proble-
me benennen und interpretieren als auch 
die Lösungen zu diesen Problemen bestim-
men/begründen. Die politische Bedeut-
samkeit liegt darin, dass Argumente in den 
Händen entscheidungsmächtiger Institu-
tionen und Akteure soziale Realität her-
stellen können, indem sie ganz bestimmte 
inhaltliche Ausrichtungen und Entwicklun-
gen von Politik normalisieren und als alter-
nativlos darstellen.

Zweitens, politische Entscheidungen 
über Reformen, die sich aus der Logik von 
Sachzwängen speisen, legen neben der 
politischen Alternativlosigkeit auch eine 
politische Nicht-Gestaltbarkeit aufgrund 
wirtschaftlicher Globalisierung und nati-
onaler Entgrenzung nahe. Politikverlust 
wird suggeriert, faktisch geht damit aber 
Demokratieverlust einher. Denn es ist zu 
fragen, was es demokratiepolitisch bedeu-
tet, wenn Politik primär innerhalb der Para-
digmen Sachzwang und Reform diskutiert 
wird? Was geht damit u.a. in Bezug auf die 
Bereitschaft zur politischen Gestaltung der 
wirtschaftlichen Entgrenzung einher?

Bedingungen und Kontexte 
von Reformen als Sachzwang 
Die Konjunktur der Sachzwangsideologie 

und der Reformrhetorik, die viele europäi-
sche Regierungen des gesamten politischen 
Spektrums in den letzten Jahrzehnten erfass-
te, enthält inhaltliche Richtungen, nämlich 
den Rückbau des Sozial- und Leistungsstaa-
tes sowie die Durchfl utung der Gesellschaft 
mit Marktlogiken. Diese Entwicklung kann 
als Ausdruck einer Interessenslage politi-
scher Eliten identifi ziert werden, sie fi ndet 
aber auch vor dem Hintergrund geänder-
ter sozio-struktureller, wirtschaftlicher und 
technologischer Rahmenbedingungen 
statt. Diese Rahmenbedingungen machen 
ihrerseits tatsächlich strukturelle Reformen 
höchst notwendig. Drei dieser geänderten 
Rahmenbedingungen, die Reformen des 
Sozialstaates bedingen, seien hier genannt:

a) Die Bevölkerungsstruktur durchläuft 
einen gravierenden Wandel sowohl im Hin-
blick auf das Alter der Bevölkerung – Stich-
wort: „alternde Gesellschaften“ -, als auch 
im Hinblick auf die ethnisch-kulturelle und 
religiöse Zusammensetzung (Migration). 
In heterogenen Gesellschaften ist ein brei-
ter sozialpolitischer Konsens für universel-
le Rechte und Leistungen schwieriger zu 
erzielen als in kulturell homogenen Ge-
sellschaften. Vor diesem Hintergrund sind 
Sozialreformen zur Sicherung kollektiver 
Solidarität zu diskutieren und nachhaltig zu 
entwickeln.

Warum wird der Rede „Wir können uns den Sozialstaat nicht mehr leisten“ so gerne vertraut, 
warum wird sie nahezu kritiklos geglaubt? Warum bekommen gerade jene politischen Akteure, 
Themen und Maßnahmen, die sich nicht selten gegen soziale Sicherheitsgefühle ebenso wie ge-
gen die Geldtaschen vieler Menschen richten, so viel Verständnis, ja Zustimmung?

1.1 Sachzwangs- und Reformrhetorik als soziale 
und politische Alternativenlosigkeit?
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b) Anders als während des sog. Goldenen 
Zeitalters des Sozialstaates fallen heute das 
Terrain von Wirtschaftspolitik (damals Na-
tionalökonomie) und Sozialpolitik (natio-
nale Sozialpolitik) auseinander. Das heißt, 
in der Vergangenheit hatte die politische 
Einheit, die die Sozialpolitik gestaltete, im 
Wesentlichen auch wirtschaftspolitische 
Instrumente zur Hand. Unter den Bedin-
gungen von Globalisierung und Europäi-
sierung driftet die Zuständigkeit für Sozial-
politik einerseits und für Wirtschaftspolitik 
andererseits deutlich auseinander. Daraus 
leitet sich die Forderung nach – zumindest 
– europäischer Sozialpolitik ab. 

c) Globalisierung bedeutete lange Zeit 
in erster Linie nationale Grenzenlosigkeit 
des Kapitals und der Güter. Gegenwärtig 
befi nden wir uns in der Phase, bei der nicht 
nur Produktionsstätten verlagert werden 
sondern auch die Dienstleistungstätigkeit 
nicht mehr an den Ort des Gebrauchs ge-
bunden ist. Ein Beispiel für diese Entwick-
lung ist etwa die indische Lehrerin, die 
über das Netz Kindern in Europa oder in 
den USA Nachhilfeunterricht gibt. Die Kos-
ten für die Nachhilfe betragen hierzulande 
den halben Preis, gleichzeitig liegt das er-
zielte Einkommen der indischen Lehrerin 
um etwa die Hälfte über dem örtlichen 
Lohnniveau. Soll und kann im Interesse der 
Nachhilfe zahlenden Eltern ebenso wie der 
Nachhilfe gebenden Lehrerin diese Ent-
wicklung gestoppt werden? 

Diese wenigen Überlegungen unterstrei-
chen die geänderten Rahmenbedingungen 
für die Sozialpolitik und können vielleicht 
auch als Zwang zum sozialpolitischen Han-
deln für kollektive Solidarität interpretiert 
werden. Weiters gibt es großen politischen 
Reformbedarf hinsichtlich internationaler 
Standards des Arbeitens als auch sozialer 
Rechte und Sicherheit. Die Notwendigkeit 
zur sozialpolitischen Gestaltung ist also 
akut,  jedoch ist die Einförmigkeit und Ein-
seitigkeit der Darstellung der politischen 
Perspektiven, die oft eine Unfähigkeit der 
politischen Gestaltbarkeit unterstellen, 
hier zu kritisieren.

Sachzwang und Reform 
Was impliziert in sozialpolitischen De-

batten die Rede vom Sachzwang und der 
Reform? Im Folgenden wird die Ambiva-
lenz der politischen Entleerung einerseits 
und der gezielten politischen Veränderung 
andererseits refl ektiert.

Sachzwang – Entleerung von 
und Gestaltung durch Politik
Politik im Umfeld von sozialer Sicherheit, 

Deregulierung und Privatisierung wird von 
EntscheidungsträgerInnen gerne – und 

zwar sowohl auf der nationalen als auch 
der europäischen Ebene - als Resultat eines 
Sachzwanges dargestellt. Dabei beinhalten 
diese Sachzwangargumente sowohl stra-
tegische bzw. meta-politische als auch in-
haltliche Dimensionen. Weil im Sachzwang 
Alternativenlosigkeit eingeschrieben ist, 
bedeuten in strategischer Hinsicht Verweise strategischer Hinsicht Verweise strategischer
auf handlungsbestimmende Sachzwänge 
Entpolitisierung. Die Botschaft ist deutlich: 
Es geht nur so und nicht anders! Die bri-
tische Premierministerin M. Thatcher fand 
damals bereits dafür die entsprechenden 
Worte: „There is no alternative“. Gleichzeitig 
ist festzuhalten, dass die Rahmung einer 
politischen Entscheidung als alternativlos 
zwar auf Entpolitisierung hinaus läuft, aber 
nichtsdestotrotz eine dezidierte politische 
Aktivität darstellt. Konsequenzen dieser 
Deutung von Politik sind u. a.:

Erstens, der Inhalt des Sachzwangs er-
scheint für jene, die Politik über Medien 
konsumieren, als interessenslos. Wenn es 
keine Alternative gibt, kann es, so die Ra-
tionalisierung, keine unterschiedlichen In-
teressen geben – denn alle wollen doch im 
Sinne der gemeinsamen Sache das Gleiche. 
Zweitens, wenn Politik als das Aushandeln 
von Interessensunterschieden interpretiert 
wird (für dieses Politikverständnis spricht 
einiges), dann erübrigt sich unter der Prä-
misse des Sachzwanges das Verhandeln. 
Denn wenn es keine Alternativen zum 
„Reformkurs“ gibt, macht ein Kompromiss 
folglich keinen Sinn. Drittens, Gruppen und 
Personen, die trotzdem andere Interessen 
bzw. Alternativen verfolgen, werden in der 
Öff entlichkeit tendenziell delegitimiert. 
Eine konfl iktorientierte Auseinanderset-
zung um Alternativen der Verteilung oder 
um unterschiedliche Rollen des Staates 
wird in diesem Setting nicht als legitim er-
achtet, sondern vielmehr als egoistisches 
Partikularinteresse diff amiert. Jene, die in 
diesem Sinne Partikularinteressen äußern, 
würden nicht das Ganze, sondern die ei-
genen Privilegien im Sinne haben, so ein 
nicht selten gehörtes Argument.

Die Sachzwangs-Ideologie betriff t also 
ganz grundlegend das Verständnis von 
Politik. Sie impliziert politisch-strategisch 
eine Art Entleerung des Politischen, was 
aber analytisch gesehen keineswegs mit 
Alternativlosigkeit gleich zu setzen ist. 
Die sachzwangbedingte Reform birgt ein-
deutig inhaltliche Dimensionen, nämlich 
Alternativen zu den Sozialstaatsmodellen, 
die auf kollektiver Solidarität bei bestimm-
ten Risiken beruhen. Diese Alternative 
kann abermals zugespitzt mit Worten M. 
Thatchers formuliert werden: „There is no 
such thing as society. There are individual 
men and women, and there are families”.2



Thatcher entwirft also eine Alternative zu 
Gesellschaft, nämlich die Vereinzelung 
von Menschen und deren Bündelung in 
Familien. Die Alternative ist demnach 
Individualisierung und Fragmentierung, 
zusammen gehalten werden die Individu-
en durch Familienbande, Solidarität läuft 
über Verwandtschaft. Das Motto lautet: 
Ich fühle mich für jemand verantwortlich, 
die/der mit mir verwandt ist; vice versa 
gilt, dass ich mich nicht verantwortlich 
fühle, mit der/dem ich nicht verwandt bin. 
Diese Form der Solidarität erzeugt höchs-
tens Gemeinschaft, aber nicht eine stabile 
Gesellschaft.

Diese inhaltliche Dimension, die in Groß-
britannien mit Zitaten von Margret That-
cher kommuniziert und realisiert worden 
ist, heißt hierzulande oft nur „Reformnot-
wendigkeit“ oder „Reformstau“. Ein erst 
einmal konstatierter wirtschaftlicher Sach-
zwang verlangt in der Folge nach Reformen 
und nach grundlegenden Veränderungen, 
die diesem wirtschaftlich defi nierten Sach-
zwang folgen. Was aber bedeuten diese Art 
von Reformen für die Betroff enen? 

Veränderung, aber nicht (mehr) 
Verbesserung 
Der Sinn von Reformbewegungen des 

19. Jahrhunderts oder der Forderungen im 
Sog der 1968er Bewegung war Erneuerung, 
Umgestaltung, Verbesserung. Die grundle-
gende Idee ist bzw. war, dass es nach einer 
Reform mehr Menschen sozial mehr Menschen sozial mehr besser ge-besser ge-besser
hen sollte als dies vor der Reform der Fall 
war. Solange dieses Reformverständnis 
dominierte, wurde der politische Konfl ikt 
um Reformen, d.h. um eine liberale (siehe 
Strafrechtsreform) oder eine chancenge-
rechte Gesellschaft (siehe Bildungsreform), 
überwiegend zwischen progressiven Kräf-
ten einerseits und konservativen, insbe-
sondere Hierarchien bewahrenden Kräften 
andererseits ausgetragen. Insbesondere 
seit den 1990er Jahren jedoch sind Flos-
keln wie Reformstau zwar zum Inbegriff  
für verkrustete Strukturen geworden, sie 
bedeuten aber oft Angriff e gegen Gleich-
heit und Solidarität. Und doch bekennen 
sich nahezu alle etablierten politischen 
Kräfte von links bis rechts zur Reformnot-
wendigkeit. Ja, Reform per se, ohne die 
eingelassenen Inhalte zu kommunizieren, 
ist zur Vision geworden. Und fast alle poli-
tischen Kräfte können sich dabei verlassen, 
dass die Menschen mehrheitlich an „die“ 
Reform glauben. 

Globalisierung ist der kommunizierte 
Sachzwang, der Deregulierung und Ab-
bau des öff entlichen Sektors bedingt. Um 
hier kein Missverständnis aufkommen zu 
lassen: Globalisierung fi ndet statt, aber es 
darf infrage gestellt werden, ob damit tat-

sächlich und unausweichlich der Abbau 
der öff entlichen Dienstleistungen einher 
gehen muss, ob damit tatsächlich soziale 
Sicherungssysteme auf private Beine ge-
stellt werden müssen oder ob nicht ein 
kollektives, öff entlich-rechtliches Siche-
rungssystem zu besseren Ergebnissen und 
Leistungen führen würde. 

An dieser Stelle gehen wir zurück zum 
Aspekt, wonach es nach einer Reform 
mehr Menschen besser gehen sollte als 
vorher. Dies mag die Erfahrung aus den 
1970er Jahren sein, sie triff t nicht mehr 
auf die Reformen der letzten zehn Jahre 
zu. Es gibt einige wenige sozialwissen-
schaftliche Studien, die systematisch den 
Zustand des Vorher/Nachher untersuchen. 
Ich möchte deshalb die Ergebnisse einer 
Studie, die sich mit Reformen befasst, re-
ferieren und die genau das Gegenteil von 
dem, was mit dem Vorhaben „Reform“ 
propagiert wurde, nachweist - nämlich es 
wird nicht besser, sondern es wird auf al-
len Ebenen schlechter. Das untersuchte 
Beispiel für die Verschlechterung der Leis-
tungen durch (Teil)Privatisierung sind die 
Eisenbahnreformen. Durch die Reformen 
in den 1990er Jahren ist die Performanz 
in drei untersuchten Ländern (Großbritan-
nien, Frankreich, Deutschland) gesunken. 
Die Studie analysierte vier Dimensionen: 
den Umfang des Fahrtennetzes, das Ange-
bot (im Hinblick auf Zeiten und Häufi gkeit 
der Züge), die Preisentwicklung und die 
Sicherheit. Bei allen vier Bereichen waren 
die Leistungen nach der Reform schlechter 
als vor der Reform.3  Das ist nicht wirklich 
neu oder überraschend. Überraschend ist 
vielmehr, dass trotz dieser bekannten Er-
gebnisse weiterhin die Meinung besteht, 
dass mit Reformen die Lage besser werden 
würde oder dass nach wie vor der Slogan 
„der Staat ist ein schlechter Unternehmer“ 
greifen kann. Warum?

Zustimmungsmechanismen zu 
Sachzwanglogik und Reformpolitik
Welche machtpolitischen Mechanismen 

kommen bei der freiwilligen Zustimmung 
und Konsensherstellung zu den für viele 
Menschen nachteiligen Ergebnissen der 
Sachzwang- und Reformpolitik zur Anwen-
dung? Ich möchte zur Beantwortung die-
ser Frage Argumentationsfi guren im politi-
schen Prozess sowie Aspekte, die politische 
Inhalte wie weniger Staat, niedrigere Steu-
ern und Preise betreff en, diskutieren.

Sozialpolitikabbau wird kommuniziert 
als eine Agenda der Alternativen- und 
folglich der Interessens- und Kompromiss-
losigkeit. Das Selbstverständnis der refor-
morientierten Kräfte ist nicht jenes, nicht 
verhandeln zu wollen – dies gilt als unde-
mokratisch -, sondern es wird die fehlende 
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effi  ziente (wirtschaftliche) Alternativlosig-
keit angerufen. AkteurInnen, die dieser Ar-
gumentationslogik nicht zustimmen, wird 
vorgeworfen, nicht im Sinne des Allge-
meinwohls zu agieren, sondern unberech-
tigte Eigeninteressen oder gar Privilegien 
zu verteidigen. Sozialpolitik wird auf diese 
Weise dem politischen Prozess als Ausein-
andersetzung unterschiedlicher Interessen 
entzogen.

Eine weitere Argumentationsfi gur der 
Sachzwang- und Reformrhetorik ist der 
Hinweis auf Professionalisierung der Sozi-
alpolitikagenda. Dieses Moment trägt in 
bestimmten Zusammenhängen ebenfalls 
zur Entleerung von Politik bei, nämlich 
dann, wenn der Verweis auf  Professionali-
sierung zunehmend dazu dient, geregelte 
Mitbestimmung zu ersetzen. Denn Partizi-
pations- und Mitbestimmungsrechte sind 
originäre Instrumente einer pluralistischen 
Entscheidungsfi ndung. Mit dem Argument 
der Professionalisierung anstelle der Inte-
ressens- und Statussicherung wird somit 
ebenfalls eine Politik des Kompromisses 
und des Ausgleichs geschwächt. 

Was bekommen die Menschen bzw. was 
glauben Sie zu bekommen, wenn Sie der 
Sachzwangs- und Reformrhetorik die Zu-
stimmung geben? Exemplarisch werden 
hier drei „Leistungen“ dieser ideologischen 
Praxis skizziert: Weniger Staat, niedrigere 
Steuern, niedrigere Preise. 

Weniger Staat: Reformmaßnahmen ge-
winnen dadurch an Zustimmung, weil sie 
als weniger Verwaltung bzw. Entbürokra-
tisierung sowie als ein Mehr an Manage-
mentüberlegungen kommuniziert werden. 
„Weniger Staat“ hingegen wird nicht als 
Rückbau von sozialer Sicherheit und Chan-
cengleichheit, als Rückbau des Leistungs-
staates, der zum Phänomen „öff entlicher 
Armut“ führen kann, kommuniziert. (Eine 
politisch-mediale Diskussion konnte kurz-
fristig nach dem Hurrikan in New Orleans 
beobachtet werden, als der Umgang mit 
der Katastrophe selbst zum Desaster wur-
de und dies u.a. als Ergebnis der Armut 
des Staates kritisiert wurde – der schwa-
che Staat, der nicht einmal mehr seine ur-
eigenste Aufgabe, nämlich für Recht und 
Ordnung zu sorgen, erfüllen konnte.) Was 
im Zusammenhang mit staatlichen Aufga-
ben und Funktionen aber auch in vielen eu-
ropäischen Staaten bzw. in Österreich fehlt, 
ist die politische Auseinandersetzung über 
die Bedeutsamkeit öff entlicher Dienstleis-
tungen bzw. über die Konsequenzen darü-
ber, wenn sozialstaatliche Leistungen nicht 
mehr öff entlich für alle Menschen erbracht 
werden und zugänglich sind. Mit anderen 
Worten: Wenn „weniger Staat“ nicht als 
unhinterfragbarer Mainstream akzeptiert 

wird, dann braucht es Diskussionen über 
die Bedeutsamkeit öff entlicher Leistungen, 
nicht zuletzt im Hinblick auf gesellschaftli-
che Stabilität und Solidarität.

Niedrigere Steuern: Die Kehrseite der 
Reform des Sozialstaates sind Versprechen 
nach Steuersenkungen bzw. nach Senkung 
der Staatsquoten. Warum greifen diese Ver-
sprechen? Eine Erklärung ist, dass subjek-
tiv viele Menschen glauben, dass es ihnen 
besser geht als es objektiv der Fall ist. Men-
schen schätzen sich eher als reich denn als 
arm ein. Und weil viele dieser Meinung sind, 
glauben viele, dass sie zu viel an Steuern 
zahlen bzw. dass sie von der Reduktion von 
Höchststeuersätzen profi tieren würden. 
Dies ist eine Erklärung, weshalb Steuersen-
kungsrhetorik und fl at-tax-Überlegungen 
auf fruchtbaren Boden fallen. Eine andere 
Erklärung ist, dass zu wenig kommuniziert 
wird, was Steuern fi nanzieren, welche öf-
fentlichen Leistungen, die allen, und somit 
auch jenen, die die Steuern zahlen, zugute 
kommen. 

Niedrige Preise für Güter und Dienst-
leistungen: Erinnern wir uns nochmals 
an die Arbeitsleistung und an die Kosten, 
die für die indische Nachhilfelehrerin zu 
bezahlen sind; oder denken wir an Billig-
fl üge, die gebucht werden ohne etwaige 
arbeitsrechtliche und sozialrechtliche 
Absicherungen der Beschäftigten als 
Entscheidungshilfe heran zu ziehen. Nied-
rige Preise sind ein Argument, weshalb 
sinkende Löhne und reduzierte soziale Ab-
sicherung nicht als gravierendes Problem 
erachtet werden. Mit anderen Worten: 
WählerInnen scheinen in ihrem politischen 
Verhalten in erster Linie KonsumentInnen 
zu sein und nicht Beschäftigte oder Per-
sonen, die soziale Absicherung brauchen 
und sie nicht mehr haben werden. 

Politische Alternativen?
Im Zuge von Globalisierung und Euro-

päisierung wächst bei „uns“ – aber auch 
jenseits der Grenzen - der Anteil von Men-
schen, die unter verstärkten Druck geraten. 
Es erodiert das soziale Netz, die „Armen 
werden mehr und die Reichen werden rei-
cher“. Gleichzeitig ist Teil der Globalisierung 
nicht nur die Abwanderung von Jobs im 
Produktions- und Dienstleistungsbereich 
sowie ein Verlust an Steuern, sondern auch 
die Zuwanderung von Menschen. Was sind 
politische Spielräume und Instrumente, 
um die aktuellen Entwicklungen im Span-
nungsfeld zwischen Konkurrenzfähigkeit 
und sozialer Sicherheit bzw. öff entlicher 
Leistung politisch zu gestalten? Was sind 
Antworten auf den Rückbau sozialer Rech-
te und Einkommen „hier“ und besseren 



Bedingungen als „zuhause“  für Zugewan-
derte? Was heißt Weltinnenpolitik wenn 
nicht nur die Bedürfnisse der Menschen 
im relativ reichen Westen, sondern auch in 
anderen Gebieten zu Interessen werden?

Es gibt in politischer Hinsicht keine Alter-
native zu Globalisierung und Europäisie-
rung an sich, sondern Globalisierung und 
Europäisierung brauchen den politischen 
Willen zur weltinnenpolitischen Gestal-
tung. Die Transnationalisierung der Wirt-
schaft verlangt nach Transnationalisierung 
der Politik, selbst wenn sie national und lo-
kal agiert oder sich zumindest so darstellt 
und sie so wahrgenommen wird. Folglich 
können wir abschließend drei Überlegun-
gen im Zusammenhang mit der Alternati-
vensuche festhalten: 

Erstens, aus der Perspektive von Weltin-
nenpolitik oder auch von „Europa-Innen-
politik“ braucht es im Hinblick auf das politik“ braucht es im Hinblick auf das politik“
Berufsarbeiten verstärkt vereinheitlichte ar-
beitsrechtliche Standards. Diese Standards 
sind europäisch zu formulieren, wenn dies 
auch de facto von den RepräsentantInnen 
des Nationalstaates zu erfolgen hat, und 
sie müssen in allen Mitgliedstaaten gelten.

Zweitens, mit Blick auf  Sozialpolitik 
braucht es eine Art bedarfsorientierter 
Grundsicherung. Über diese muss im De-
tail gesprochen werden. An dieser Stelle ist 
lediglich festzuhalten, dass, wenn politisch 
und gesellschaftlich gedacht und gespro-
chen wird, diese nur erfolgreich sein wird 
können, wenn parallel dazu eine mittel-
schichtorientierte Politik der öff entlichen 
Dienstleistungen verfolgt wird. Wenn diese 
Anliegen der Mittelschichtpolitik in Bezug 
auf öff entliche Dienst- und Sachleistungen 
aus dem Blick geraten, dann bleibt fraglich 
wie politisch – und dazu gehört mit zu be-
denken wie Zustimmung und Mehrheiten 
hergestellt werden - die Entwicklung des 
die „Armen werden mehr und die Reichen 
werden reicher“ gestoppt werden wird 
können.

Persönliche Schlussbemerkungen:
Ich habe den Eindruck, dass nicht zuletzt 

angesichts verheerender Folgen von öffentli-
cher Armut – ausgelöst durch Steuersenkung 
und fortschreitende Privatisierung – wir 
vielleicht bereits an einem Wendepunkt an-
gelangt sind was den Glauben an die auch 
in Europa bisher so viel beschworenen Re-
formen betrifft; dass vielleicht der „Mythos 
Ende des Sozialstaates“ bereits dabei ist, 
unglaubwürdig zu werden. Initiativen, die in 
der Armutskonferenz gebündelt sind, haben 
dazu zweifelsohne bereits eine Menge beige-
tragen.
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